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Ein Konzessionsvertrag ist kein Wunschkonzert

‚Grüner Musterkonzessionsvertrag’ weckt nicht erfüllbare Hoffnungen

Stuttgart.     Der von Bündnis 90 / Die Grünen vorgestellte Muster-Konzessionsvertrag sei keine Alternative zu dem Muster der Kommunalen Landesverbände. Er sei ein reines Wunschpapier, das am Energiemarkt keine Chance habe. „Ein Konzessionsvertrag ist kein Wunschkonzert. Sein Regelungsgehalt ist gesetzlich eingeschränkt und muss die Zustimmung eines Vertragspartners finden“, sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle.

Der Gemeindetag hat den am 4. Mai vorgestellten ‚Grünen Musterkonzessionsvertrag’ unter die Lupe genommen. Fazit: Das Vertragsmuster wecke bei Städten und Gemeinden Hoffnungen, die nicht erfüllbar sind. Den Vorwurf, bei Abschluss der Konzessionsverträge fehle es an Transparenz, weist der Gemeindetag zurück. „Die von den Grünen gewünschte ‚Energiewende’ kann durch einen Konzessionsvertrag nicht eingeleitet werden“, erklärte Kehle.

Wegerecht zum Stromverbraucher

Der aktuelle Musterkonzessionsvertrag Strom wurde zwischen Februar 2004 und Dezember 2005 zwischen der EnBW Regional AG, dem Gemeindetag, dem Städtetag und den Stromverbänden NEV, LEV und GSD verhandelt. Ziel war ein einheitliches Vertragsmuster für die 2008, 2010 und 2012 auslaufenden Konzessionsverträge der EVS, des Badenwerks und der Neckarwerke zu entwickeln. Dabei waren Änderungen des Energiewirtschaftsrechts und die Liberalisierung des Energiemarkts zu beachten und die kommunalen Interessen zu wahren, so der Gemeindetag.

Durch das Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 2005 sei eine strikte Entflechtung des Netzbetriebs von allen übrigen Aktivitäten eines Energieversorgers eingeführt worden (Unbundling). Sei der Netzbetreiber auf der Grundlage des EnWG 1998 zugleich Pflichtversorger gewesen, so sei er heute ausschließlich Netzbetreiber, der sein Netz allen Stromlieferanten diskriminierungsfrei zur Verfügung stellen müsse.

Entsprechend regelten Konzessionsverträge nicht mehr das Pflichtversorgungsrecht für das Vertragsgebiet, sondern nur noch ein allgemeines Wegerecht für die Versorgung von Stromverbrauchern.

Unabhängiges Gutachten erforderlich

Das EnWG 2005 und die Konzessionsabgabenverordnung bestimmten den Umfang und den Inhalt eines Konzessionsvertrags. Zudem dürften Konzessionsverträge die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde nicht gefährden und hätten die wirtschaftlichen Interessen der Gemeinde und ihrer Einwohner zu wahren (§ 107 Gemeindeordnung). Das sei durch Gutachten eines unabhängigen Sachverständigen nachzuweisen und dem Gemeinderat vor dem Beschluss über einen Konzessionsvertrag vorzulegen.

Die Wibera Wirtschaftsberatung AG habe 2005 festgestellt, dass das kommunale Vertragsmuster diese Voraussetzungen erfülle und insgesamt ausgewogen sei. Zum gleichen Ergebnis sei die Gemeindeprüfungsanstalt gekommen, die im Auftrag der badenova GmbH & Co KG ein nahezu identisches Vertragsmuster begutachtet hatte. Auch das Innenministerium habe sein o.k. zu dem kommunalen Mustervertrag gegeben.
Kommunales Muster setzt sich durch

Die kommunalen Verbände hätten durch ihr Vertragsmuster den Einfluss ihrer 1.102 Mitglieder gebündelt und seine Durchsetzbarkeit durch rund 400 Vertragsabschlüsse bewiesen. Der ‚Grüne Musterkonzessionsvertrag’ sei dagegen nicht mehr als eine Liste von Änderungswünschen, ohne dass die Partei auch nur einen abschlussbereiten Vertragspartner nennen könne.

Transparentes Verfahren ist gewährleistet

Der Vorwurf der Grünen, die neuen Konzessionsverträge würden ‚in den Hinterzimmern der Rathäuser’ verhandelt, sei eine Unterstellung und Verdrehung der Fakten, so der Gemeindetag. Tatsächlich seien Städte und Gemeinden verpflichtet, das Auslaufen des Konzessionsvertrags mindestens zwei Jahre vor Vertragsende öffentlich bekanntzumachen. Im Falle mehrerer Wettbewerber müsse die Auswahlentscheidung bekannt gemacht und die maßgeblichen Gründe dafür genannt werden. Das werde penibel eingehalten, denn Verstöße würden zur Nichtigkeit der Verträge führen. „Der Abschluss von Konzessionsverträgen ist ein öffentliches und transparentes Verfahren“, sagte der Präsident des Gemeindetags.

Die vorzeitige Vertragsverlängerung, von den Grünen kritisiert, sei durch das EnWG explizit eröffnet worden. Die vorzeitige Beendigung des Vertrags sei öffentlich bekanntzumachen. Ein neuer Vertrag dürfe frühestens drei Monate nach dieser Bekanntgabe geschlossen werden, wenn sich keine Mitbewerber melden.

Der Minderung der Konzessionsabgabe durch Umstellung von Tarifkunden zu Sondervertragskunden habe das kommunale Vertragsmuster einen Riegel vorgeschoben. Die Bestimmung sei, wie viele andere, in den ‚Grünen Musterkonzessionsvertrag’ übernommen worden. Die Kritik der Grünen gehe ins Leere, meint der Gemeindetag.

„Umweltpolitische Bauernfängerei“

Die Vereinbarung von Beiträgen der Energieversorger zu Energiesparkonzepten sei im Zusammenhang mit Konzessionsverträgen gesetzlich unzulässig. „Konzessionsverträge können keinen Einfluss auf die Energieerzeugung nehmen; da werden Hoffnungen für den Klimaschutz geweckt, die nicht erfüllbar sind. Das ist umweltpolitische Bauernfängerei“, kritisierte Kehle. Dagegen bedürfe die Einleitung von Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung und aus regenerativen Energiequellen keiner Regelung im Konzessionsvertrag. Das sei schon durch das Energiewirtschaftsrecht zweifelsfrei garantiert und ständige Praxis.
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